
3.) Zur Rechtsstellung der Beamten des V
&apos;

ölkerbundes
und anderer internationaler Organisationen

Am 8. Oktober 1932 hat ein Juristen-Komitee, bestehend aus den Herren

Andersen, Basdevant, Max Huber, -Sir William Malkin und Pedroso
,ein Gutachten über die Frage erstattet, ob die Bundesversammlung des Völker-

bundes das Recht habe, die Bezüge der Beamten des Völkerbundssekretariats,
des&apos; Internationalen Arbeitsamtes und des Sekretariats des Ständigen Inter-
nationalen Gerichtshofs zu kürzen 1).

Der Ausschuß hat einstimmig, die Ansicht vertreten, daß mangels gegen-

4) Journ. Off. 1933, P. 182-

1) S. d. N. Aetes de la 13e Ass. 4e Commission, Journ. Off. Suppl. SP NO- 107
p. 2o6.
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teiliger Bestimmungen in den. Anstellungsverträgen kein Recht zu einer

solchen Kürzung bestehe.

Die fraglichen Beamten seien für ein service public international tätig.
Die juristischen Beziehungen zu ihrer Organisation, dem Völkerbunds5ekre-
tariat bzw.- dem Arbeitsamt oder dem Gerichtssekretariat seien nicht solche

des Privatrechts im Sinne des Zivilrechts irgendeines Landes. Ihre Stellung
ergebe sich aus den Personalordnungen der drei in Frage kommenden Organi-
sationen z). Nach diesen Personalordnungen erhält der Beamte bei der Anstel-

lung ein Ernennungsschreiben, das er durch ein Annah,meschreiben erwidert.,

Der Ausschuß folgert daraus, der Beamte unterwerfe sich bei der.Anstellung
nicht einem Statut, das Par voie -y errichtet und par voie. d&apos;au-

torffl geändert werden könne, sondern seine Rechtsstellung beruhe auf einem

Vertrag. Nach den von den Mitgliedern des Völkerbundes anerkannten allge-
meinen Rechtsgrundsätzen könne ein solcher Vertrag nur mit beiderseitiger
Zustimmunggeändert werden. Dies wird auf einige Bestimmungen der Personal-

ordnung des Völkerbundssekretariats, insbesondere auf dessen Artikel 8o ge-

stützt, der die droits acquis des fonctionnaires im Falle der Änderung der Ordnung
vorbehält. Der Schutz der wohlerworbenen Rechte -sei auch in der Praxis

der Vierten Kommission (f. Budget- und Finanzfragen) sowie in zwei Ent-.

scheidungen des Verwaltungsgerichtshofs des Völkerbundes anerkannt wor-

den. In einer dieser Entscheidungen (Nr. 2- vom 15. Januar 1929) wird gesagt,
,es komme zur Anwendung le droit interne de la SoWt des Nations ainsi

que les stipulations intervenues entre l&apos;administration et ses fonctionnaires.
Die Freiheit zur Regelung der Personalverhältnisse bestehe für die Verwaltung
nur sous r6serve de ne Point User les droits acquis In der zweiten Entschei-

dung (Nr. II Vom 13- Januar 1932) heißt es: Ces principes gen compren-
went le respect des droits acquis Par contrat.

In dem Gutachten wird dann noch erörtert, ob die Bundesversammlung-
in Ausübung ihrer Budgetgewalt diese wohlerworbenen Rechte b&apos;eeinträchtigen
könne. Dies wird verneint, weil die Anstellung durch das zuständige Organ
.des Völkerbundes im Rahmen des von der Bundesversammlung genehmigten
Haushaltplanes erfolgt sei, und dieser Akt durch ein anderes Organ derselben

juristischen Person nicht seiner Wirkung beraubt werden könne. Die Ver-

pflichtung aus den Verträgen der Beamten treffe den Völkerbund. Alle

seine Organe, auch die Bundesversammlung, müßten für die Erfüllung sorgen
und seien.deshalb verpflichtet, bei der Haushaltsaufstellung die Rechte der

Beamten zu Grunde zu legen. Die Bundesversammlung selbst habe das Statut

des Verwaltungsgerichtshofes des Bundes angenommen, in dem angeordnet

Statut du Personnel du Greffe de la Cour Permanente de Justice, Internationale.

Neueste Fassung: Publications S6rie E NO- 7 p. 69ff. - Statut du Personnel du Bureau

International du Travail, Nouvelle Edition mise au jour au er janvier 1933 (nicht ver-

bffentlicht). - Statut des Personals des Völkerbundssekretariats vgl. Beschluß der

Völkerbundversammlung vom 3 -
Oktober 193o. Actes de la i i e AssernbMe (1930) S6ances

pl P. 221.
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ist, daß die von dem Gerichtshof zuerkannten Entschädigungen durch den

Haushalt der beteiligten Verwaltung aufzubringen sind. Einmal ist aller-

dings in einem von der Bundesversammlung&apos; angenommenen Bericht ein

droit souverain in Budgetfragen in Anspruch genommen worden, aber nur

nebenher ohne nähere Begründung. Nach Ansicht der Gutachter-ist die Ver-

sammlung verpflichtet, entsprechende Posten in den Haushalt aufzunehmen,
wenn der Verwaltungsgerichtshof den Beamten gemäß den Anstellungs-
.verträgen ihre ungekürzten Bezüge zuspricht.

Die Vierte Kommission hat das Gutachten weder angenommen noch

abgelehnt, sondern nur zur Kenntnis genommen 3).
Die Rechtsstellung der Beamten internationaler Organisationen ist in

letzter Zeit mehrfach Gegenstand der Erörterung gewesen 4).. Neben dem

unten S. 165 abgedruckten Urteil der Corte di Cassazione in Sachen des inter-

nationalen Instituts - für Landwirtschaft haben sich auch die französischen

Gerichte mit ähnlichen Fragen beschäftigt. So. stellt der Conseil d&apos;Etat in einer

Entscheidung vom 17. Juli 1931 5) fest, daß die Commission des riparations
est un organe interalW, und daß ihre Angestellten - sofern sie nicht den

nationalen Delegationen angehören - ne rel que du droit international.-

Frühere Entscheidungen enthalten ähnliche Feststellungen bezüglich der durch

die Ordonnanz der Rheinlandkommission vom i. März 1923, geschaffenen
Eisenbahnkommission im besetzten Gebiet, die R des chemins, de ley 6)
und bezüglich der Mission interalWe de contrÖle des USineS et Mines 7). Handelt

es sich in diesen Fällen um echte internationale Organisationen, also um die

zweite Kategorie im Sinne der von dem italienischen Kassationshof (unten
S. :165) gemachten Unterscheidung, so können als Beispiele für die erste dort

genannte Kategorie das Institut international de coop intellectuelle in

Paris und das Institut international pour&apos;, l&apos;unification du droit priv in Rom-,

gelten, die jeweils juristische Personen des französischen und des italienischen

Rechts sind 8).
Die erwähnte Entscheidung des italienischen Kassationshofes, derzufolge

die Angestellten des Internationalen Landwirtschaftlichen Instituts nicht die,

italienischen Gerichte gegen das Institut anrufen können, hat übrigens das

Institut veranlaßt, im Rahmen seines unter dem io. April:1933 neu ver-&quot;

öffentlichten Statuts 9) ein Tribunal administratil zu errichten, das über die

Streitigkeiten aus dem Anstellungsvertrag und aus dem Statut du Personnet

entscheiden soll. Es steht nicht nur den Beamten und Angestellten des Statuts,

3) Sitzung vom io. Oktober 1932 j. 0. a. a. 0. S- 72f.
4) Literatur:.Suzanne Basdevant, les Fon--tionnaires Internationaux Paris (Sirey),

1931.

5) Dame Adrien et autres: Sirey 1932, 3, SO-

6) Cons. d&apos;Etat 15. 6. 28&quot; Antin: SiteY 1929, 3, 45.

7) Cons. d&apos;Etat 25. 6.3o, Godard: Recueil Jes diAcisioils du Conseil,d&apos;Etat, p. 648-,
Siehe S. d. N. Actes de la 811 AssembMe (1927), -4e COMM., P. 255. 2.52-

9) Institut International d&apos;Agriculture, Statuts, Rome 1933, Art.,30fl,
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sondern auch solchen Personen zur Verfügung ayant succM mortis causa d

leurs droits respectils.
Der Bildung dieses Gerichts haben das in dem oben referierten Juristen-

gutachten erwähnte Tribunal administratil und das Comit contentieux (früher
Comit consultatif) des Völkerbundes zum Vorbild gedient. Das erstere besteht

für Streitigkeiten aus dem Anstellungsvertrag für die Beamten des Völker-

bundes und des Internationalen Arbeitsamtes 10), das letztere für Disziplinar-
fälle 11). Die Angestellten der Cour permanente de Justice internationale

unterstehen bekanntlich nicht diesen Institutionen. Über Streitigkeiten
zwischen ihnen und dem Greffier entscheidet. grundsätzlich die Cour iz).
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